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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

«Ausbeuterische Arbeitsverhältnisse sind in einigen Branchen zur geduldeten und
lukrativen Realität geworden», konstatierte Nationalrätin Marianne Streiff-Feller (evp,
BE). Sie begründete damit ihre im Sommer 2020 eingereichte Motion zur Ergänzung des
Strafgesetzbuchs um einen Tatbestand der Arbeitsausbeutung. Viele
Ausbeutungssituationen würden von den geltenden rechtlichen Instrumenten nicht
erfasst, argumentierte sie, da etwa der Tatbestand des Menschenhandels nicht greife,
wenn Menschen aus wirtschaftlicher Not heraus «freiwillig» – und nicht weil sie dazu
gezwungen werden – unter prekären Arbeitsbedingungen arbeiteten. Nach Ansicht des
Bundesrates erfasse das geltende Strafrecht die Arbeitsausbeutung jedoch
hinreichend, weshalb er die Ablehnung der Motion beantragte. So könnten neben dem
Menschenhandel je nach Fall auch die Straftatbestände der Körperverletzung, der
Gefährdung des Lebens, der Drohung, der Nötigung oder Freiheitsberaubung, des
Betrugs und des Wuchers sowie Schutzbestimmungen für Arbeitnehmende aus dem
Arbeitsgesetz und dem Entsendegesetz anwendbar sein, erläuterte Bundesrätin Karin
Keller-Sutter in der Frühjahrssession 2022 im Nationalratsplenum. Sie wies weiter
darauf hin, dass der Nachfolge-NAP nach der Auswertung des zweiten Nationalen
Aktionsplans gegen Menschenhandel einen Fokus auf die Ausbeutung der Arbeitskraft
legen werde. Mit 101 zu 80 Stimmen bei 8 Enthaltungen nahm der Erstrat die Motion
gegen die Opposition aus den Fraktionen der SVP- und der FDP-Fraktion an. 1

MOTION
DATUM: 02.03.2022
KARIN FRICK

Grundrechte

Der Ständerat nahm in der Sommersession 2022 stillschweigend eine Motion seiner
Rechtskommission an, die einen verbesserten Nationalen Aktionsplan gegen
Menschenhandel forderte. Die Evaluation des zweiten Aktionsplans 2017–2020 habe
noch einigen Handlungsbedarf aufgezeigt, weshalb ein weiterer, dritter NAP vonnöten
sei, erklärte Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG). Der Bundesrat beantragte
den Vorstoss zur Annahme. Die Motion renne offene Türen ein, so EJPD-Vorsteherin
Karin Keller-Sutter, da ihr Departement bereits Ende 2021 mit der Erarbeitung eines
neuen Aktionsplans begonnen habe. 2

MOTION
DATUM: 13.06.2022
KARIN FRICK

Mit 145 zu 33 Stimmen bei 2 Enthaltungen überwies der Nationalrat in der
Wintersession 2022 die Motion der RK-SR für einen verbesserten Nationalen
Aktionsplan gegen Menschenhandel. Eine Minderheit Addor (svp, VS) hatte die
Ablehnung der Motion beantragt, weil sich die vorberatende RK-NR dagegen
ausgesprochen hatte, die Motion dahingehend auszuweiten, dass sich der neue NAP
zusätzlich auch der illegalen Schleusung von Migrantinnen und Migranten widmen sollte.
Wie Bundesrätin Karin Keller-Sutter erklärte, sei der neue NAP zwischenzeitlich fertig
erarbeitet und vom EJPD, der KKJPD und der SODK genehmigt worden. Er befinde sich
bei Bund, Kantonen und Gemeinden bereits in Umsetzung, woran auch eine Ablehnung
der Motion nichts mehr ändern würde. 3

MOTION
DATUM: 05.12.2022
KARIN FRICK

1) AB NR, 2023, S. 99 f.; Mo. 20.3630
2) AB SR, 2022, S. 508 f.
3) AB NR, 2022, S. 2157 f.; Bericht RK-NR vom 21.10.22
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